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Veröffentlicht in den "Amtlichen Mitteilungen Nr. 1/2008 der FernUniversität in Hagen" vom 28.02.2008 

2. Satzung zur Änderung
 
der Studienordnung für den Studieugang
 

Bildungswissenschaft
 
mit dem Abschluss "Bachelor of Arts (B.A.) an der FernUniversität in Hagen
 

vonl06.Februar2008
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31.10.2006 (GV.NRW vom 16.11.2006 S. 474) hat die 
l'ernUniversität in Hagen die folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Studienordnung für den Studiengang Bildungswissenschaft mit dem Abschluss "Bachelor of Arts 
(B.A.)" an der FernUniversität in Hagen vom 24.05.2005 in der Fassung vom 01.10.2006 wird wie folgt 
geändert: 

§ 6
 
Der Absatz 6 wird ersatzlos gestrichen.
 

§ 10
 
In Abs. 1 wird "Fachbereichs" gestrichen und durch "Fakultät ersetzt"
 
Der Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen
 

§ 13
 
Im Abs. 2 wird "eine Klausur" ersetzt durch "eine Klausur oder Hausarbeit".
 

§ 16 erhält folgende Neufassung: 

§ 16 B.A.-Abschlussarbeit und deren Präsentation 
(1)	 Um zur B.A.-Abschlussarbeit zugelassen zu werden, muss ein Antrag auf Zulassung an das 

Prüfungsamt der Fakultät für Kultur- und Sozialwissenschaften gestellt werden, in dem der 
erfolgreiche Abschluss von 10 Modulen und die Belegung des II.Moduls (einschließlich 
Praktikum) sowie die Teilnahme an mindestens einem Präsenz- bzw. Online-Seminar in den 
ersten zwei Stndienphasen nachgewiesen werden muss. Im Antrag ist anzugeben, zu welchem 
Modul die B.A.-Abschlussarbeit geschrieben werden soll. 

(2) Die B.A.-Abschlussarbeit hat einen Umfang	 von 40 - 50 DIN A 4 Seiten bei ca. 2.500 
Zeichen pro Seite. Die Bearbeitungszeit beträgt im Vollzeitstudium drei Monate, im 
Teilzeitstudium sechs Monate. Der Arbeit ist eine Versicherung beizufiigen, dass sie 
selbstständig verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen benutzt worden 
sind. 

(3) Die Abschlussarbeiten	 können von Lehrgebieten oder Juniorprofessuren des Instituts für 
Bildungswissenschaft und Medienforschung betreut werden. In besonders begründeten 
Ausnahmenfällen kann auch ein Lehrgebiet einer anderen am B.A.-Bildungswissenschaft 
beteiligten Disziplin zur Betreuung gewählt werden. Ein entsprechender Antrag ist an den 
Vorsitzenden der Studiengangskommission des Studiengangs B.A. Bildungswissenschaft zu 
stellen. Das Thema der B.A-.Abschlussarbeit wird durch den/die Betreuer/in der Arbeit 
gestellt und dem/der Kandidaten/Kandidatin durch das Prüfungsamt mitgeteilt. 

(4) Für	 die mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertete B.A.-Abschlussarbeit werden 12 
Leistungspunkte vergeben. 

(5) Die B.A.-Abschlussarbeit muss	 innerhalb eines Kolloquiums präsenti,ert werden. Für die 
erfolgreiche Präsentation werden drei Leistungspunkte vergeben. Die Präsentation der Arbeit 
umfasst einen Vortrag von 15 Minuten sowie eine anschließende Diskussion. 



Artikel 11 

Diese Satzung tritt am 01. April 2008 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der 
FernUniversität in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Eilelltscheids der Prodekan in der Fakultät ftir Kultur- und 
Sozialwissenschaften vom 06.02.2008. 

Hagen, den 06.02.2008 

Die Prodekanin 
der Fakultät f(jr Kultur- und Sozialwissenschaften 

der FernUniversität in Hagen 

gez. 

Universitätsprofessorin Dr. lngrid Josephs 



Veröffentlicht in den "Amtlichen Mitteilungen Nr. 1/2008 der FernUniversität in Hagen" vom 28.02.2008 

5. Satzung zur Ändernng
 
der Studienordnung für den Studiengang
 

Politik und Organisation mit dem Abschluss
 
"Bachelor of Arts (B.A.)" an der FernUniversität in Hagen
 

vom 06. Februar 2008
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung des Hochschulfreiheits­
gesetzes (HFG) vom 31.10.2006 (GV.NRW vom 16.11.2006 S. 474) hat die FernUniversität in Hagen 
die folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Studienordnung tlir den Studiengang Politik und Organisation mit dem Abschluss "Bachelor of Arts 
(B.A.) an der FernUniversität in Hagen vom 17.März 2003 in der Fassung vom 10.07.2007 wird wie folgt 
geändert: 

In § 7 Abs. 2 wird 
unter "Orientierungsphase" der Satz "AlIe 4 Module sind verpflichtend" durch den Satz "Die 
Module 1.1, 1.3, 1.4 sowie eines der beiden Module 1.2a oder 1.2b sind verpflichtend" ersetzt; 
unter "Basisphase" ,,2.5 Organisationspsychologische Grundlagen" durch ,,2.5 wird zurzeit 
nicht angeboten" ersetzt. 
Unter "Basisphase",,2.7 Verwaltung und Dritter Sektor"" eingetligt. 

In § 7 Abs. 3 wird der Satz "Die jeweils gültigen "Anleitungen zur BeJegung bezeichnen die zu 
studierenden Kurse und deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahlpflichtbereichen" durch den 
Satz "Das Studienportal im Internet bezeichnet die zu studierenden Kurse nnd deren Zuordnung 
zu den Pflicht und Wahlpflichtbereichen" ersetzt. 

§ 11 wird 
unter 2.5 der Satz "Hausarbeit oder mündliche Prüfung" gestrichen lind durch den Satz "wird 
zurzeit nicht angeboten" ersetzt. 
zwischen den Ziffern 2.6 und 3.1 neu eingetUgt "Modul 2.7 Hausarbeit oder mündliche 
Prüfung" 

§ 15 Abs. 4 wird der Satz "Die B.A.-Abschlussarbeit muss nach Bewertung der Arbeit in einem 
Kolloquium präsentiert werden. Für die erfolgreiche Präsentation werden 3 Leistungspunkte 
vergeben. Die Präsentation der Arbeit umfasst einen Vortrag von 15 Minuten Dauer sowie eine 
anschließende 15 minütige Diskussion" durch den Satz "Die B.A.-Abschlussarbeit muss in einem 
Kolloquium präsentiert werden. Für die erfolgreiche Präsentation werden 3 Leistungspunkte 
vergeben." ersetzt. 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt am 01. April 2008 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der
 
FernUniversitä1 in Hagen veröffentlicht.
 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Eilentscheids der ProDekan in der Fakultät für Kul1ur- und 
Sozialwissenschaften vom 06. Februar 2008 

Hagen, den 06. Februar 2008
 
Die ProDekanin
 

der Fakultät für Kultur- und Sozialwissenschaften
 
der FernUniversität in Hagen
 

gez. 

Universitätsprofessorin Dr. Ingrid Josephs 



Veröffentlicht in den "Amtlichen Mitteilungen Nr. 1/2008 der FernUniversität in Hagen" vom 28.02.2008 

3. Satzung zur Änderung
 
der Prüfungsordnung für die Prüfung
 

zur Magistra Artium bzw. Magister Artium
 
(Magisterprüfungsordnung)
 

an der FernUniversität in Hagen
 
vom 27. Februar 2008
 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 und § 64 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) in der Fassung des Hochschulfreiheitsgesetzes vom 31.10.2006 (GV. 
NR W vom 16.11.2006 S. 474) in Verbindung mit der Verordnung zur Änderung der Sechsten Verordnung 
zur Sicherung der Aufgaben im Hochschulbereich vom 28.10.2007 hat die FernUniversität in Hagen 
folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Ordnung für die Prüfung zur Magistra Artium bzw. zum Magister Artium (Magisterprüfungsordnung) 
an der FernUniversität in Hagen wird wie folgt geändert: 

§ 31 a Einstellung des Magisterstudienganges 

(I) Der Studiengang wird nach Ablaufdes Wintersemesters 2013114 aufgehoben. 
(2) Die Belegung von Kursen des Hauptstudiums wird bis zum 31. März 2011
 

(W intersemesters20 10/20 11) ermöglicht.
 
(3) Leistungsnachweise (Klausuren und Hausarbeiten) des Hauptstudiums können bis zum
 

31.März. 2012 (Wintersemester 2011112) erworben werden.
 
(4) Die Zwischenprüfung (inklusive aller Leistungsnachweise und Wiederholungsprüfungen) kann 

spätestens bis zum 30. September 2008 erbracht werden (Sommersemester 2008). 
(5) Die Magisterabschilissprüfung (einschließlich Wiederholungsprlifungen) kann letztmalig bis ZUln 

31. März 2014 (Wintersemester 2013114) erbracht werden. 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt am 0 I.März 2008 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität 
in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Eilentscheides der Prodekan in der Fakultät für Kultur- und 
Sozialwissenschaften vom 06. Februar 2008 und des Rektorates der FernUniversität in Hagen vom 
19.02.2008. 

Hagen. den 27. Febrllar 2008 

Die Prodekanin 
der Fakultät flir KlIltllr- und Sozialwissenschaften 

der FernUniversität in Hagen 

Universitätsprofessorin Dr. Ingrid Josephs 



Veröffentlieht in den Amtlichen Mitteilungen Nr. 1/2008 der FernUniversität in Hagen vom 28.02.2008 

Studien- und Prüfungsordnung
 
für den weiterbildenden Masterstudiengang
 

"Master of Peace Studies"
 
an der FernUniversität in Hagen
 

vom 15.10.2004
 
in der Fassung
 

vom 27. Februar 2008
 

Au1grund des § 2 Abs. 4 und der §§ 62, 64 des Hochschul­
gesetzes NRW (HG) in der Fassung des Hoehsehultreiheits­
gesetzes (HrG) vom 31.10.2006 (GV. NRW vom 
16.11.2006 S. 474) hat die FernUniversität in I-lagen die 
1{)Jg~nde Prüfungsordnung für den weiterbildenden Master­
studiengang "Master Ol Peaee Studies" erl~ss~n. 

Inhaltsübersicbt 

TEIL I ALLGEMEINES I 
§ I Ziele des Studiums und Zw~ek der Prüfung 1 
§ 2 Zulassung und Studienbeginn l 
§ 3 Studi~n~ und PrOfungsberatung 2 
§ 4 Art des Studienangebots und GebOhr~n 2 

TEIL 11 DAUER, STRUKTUR UND AUFBAU DES STUDiUMS 2 
§ 5 Dnller des Studiums .. 2 
§ 6 Struktur des Studiums 2 
~ 7 Autb<ll1 d~s Studiums............ ..2 
§ R Zusatzbelegungen .. 2
*9 Anrechnung von Studienleistungcn 2 
§ I0 Unterbr~chung des Studiums 3 

TEIL 11I PRÜFUNGS LEISTUNGEN, ZEUGNISSE, 
ZERTIFIKATE 3 

~ I J Art der Studienleistungen .. 3 
§ 12 Leistungsnnchweise 3
* 13 Wi~derhol~n von Leistungsnachweisen 3 
§ 14 Schriftliche Masterarbeit. 3
*15 Mtlndliche Abschlussprüfung.... . .. 4*16 Wiederholen von Masterprilfungen.. .4*17 Abscblussart und Zeugnisse. .4 
§ 18 Diploma Supplement .. .. .4 

TEIL IV BEWERTUNGSMAßSTADE, TÄUSCHUNG UND 
O[lONUNGSVERSTÖßE 5 

§ 19 Bewertung der PrLl1i.Ingsleistungcn 5 
§ 20 Versäumnis, Rücktritt. Täuschung 5 
§ 21 Einsicht in die PrOlungsakte 5 

TEIL V ORGANE 5 
§ 22 Studiengangs- und PrLlfungskommission 5
*23 GesehällstUhrender Prilfungsflusschuss 6
*24 Pril1ende , 6 

TEIL VI SCHLUSSDESTIMMUNGEN . ............ 6 
§ 25 In-Kraft~ Treten und Veröftentlichung .. ...6 

Teil I Allgemeines 

§ I Ziele des Studiums und Zweck der Prüfung 

(I) D~s Interdisziplinäre Fernstudium Penee Stu­
dies vermittelt begritlliche und methodisl:he Grundla­
gen sowie aktuelles Wissen aus Sozial-, Kultur-, Nn~ 

tur-, und n.echtswissenseh~ftel1 zur Erkennung lind 
nachhaltigen Bearbeitung lokaler, regionaler und glo­
baler Friedensprobleme. Dureh das Studium werden 
die Studierenden bet1ihigt, friedenswissensehaftliehe 
M~thoden und Erkenntnisse für die einschlägige be~ 

rufliche, soziale und politische Praxis zu nutzen. 

(2) Für den erfolgreichen Abschluss wird der "M,IS­
ler of Peace Studies" verliehen. 

(3) Insgesamt können im Studium 90 Credit Points 
erworb~ll werden. 

§ 2 Zulassung und Studien beginn 

(1) Zugelassen zum Masterstudiengnng Peace Stl1~ 

dies werden Bewerber/innen mit einem abgeschlosse­
nen Hochschulstudium mit einer Regelstudienzeit von 
mindestens sechs Semestern, die über die ftjr ein cr­
folgreiches friedenswissenschaftliches Mast~rstlldi11 m 
notwendigen Grundkompetenzen vernlgen. 

(2) Der Nachweis der erforderlichen Kompetenz 
gilt nls erbracht, wenn die Bewerberin bzw. der Be­
werber 

ein sozinl- oder gcisteswissenschaHliches Studium mit 
eine!' Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern 
erlolgreich nbsolviert hat oder 

ergänzend zu einem Studium nach Absatz I über eine 
mindestens zweijährige einschltlgige Berufsertahrung ver­
lUgt oder 

ergänzend zu einem Studium nach Absatz I Kenntnisse 
und Ftlhigkeiten nachweist, die durch erfolgreiche Teilnah· 
me an friedenswissensehaftlich r~l~vl1nten Qual ifizierungs­
maßnahmen erworben wurden. 

(3) Vertiefte Englischkenntnisse werden vorausge­
setzt. 

(4) Zus~tzlich sollen eine besondere StudieJ1moti­
vation oder friedenswissensehaftlich relevante Kennt· 
nisse vorliegen, die in Beruf: Studium, Weiterbildung, 
Politik und/oder durch privates Engagement erworben 
wurden. 

(5) Über den Kompetenznachweis gemäß Alls. 2 
zweiter lind dritter Spiegelstrich und Absatz 4 ent­
scheidet der Geschäftsfilhrende PrüfungsausschllSS 
nach den Richtlinien der Studiengangs- und Prüülngs~ 

kommission in einem besonderen Verfahren, das aus 
einer Begutachtung der Naehweis~, ein~m Test oder 
einem Auswahlgesprtlch bestehen kann. 

(6) Die Zulassung zum Stlldium erfolgt als Weiler­
bildungsstudiercnde oder Weiterbildungsstudierender. 

(7) Die Anzahl der zllzulassendcn Studierenden ist 
auf 40grenzt. 

(8) Übersteigt die Bewerber/-innenzahl die zur 
V~rnigl1l1g stehenden Studienplätze so ist neben dem 
in Abschnitt (5) angesprochenen Verfahren nil' die 
Auswalll das Datum des Antragse1ngangs (Eingangs­
stempel) maßgeblieh. Bei mehreren am sei ben Tag 
eingegangenen Bewerbungen entseheidet bei Über­
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schreitllng der Höchstzahl das Los. 

(9)	 Studienbeginn ist jeweils zum Wintersemester. 

§ J	 Studien- und Prüfungsberatung 

(1) Die allgemeine Studienberatung erfolgt durch 
das Stlldierendensekretariat der FernUniversität. Die 
I'aehliche Studienberatung übernimmt das InstitUl 
Frieden und Demokratie. Sie wird durchgängig ange­
boten. 

(2) Die Inanspruchnahme der Studienberatung wird 
vor Autiwl1me des Studienganges empfohlen, um insR 

besondere ßerufstätigen die zeitliche Studienplanung 
zu erleichtern. 

(3) Inhalte des obligatorischen EinfUhrungssemi­
nal"s sind neben fachwissenschaftlichen Aspekten auch 
Übersichten über die Lehrangebote, PrüflIngselemente 
und eine persönliche Studienberatung. 

(4) Zur MasterprUfung findet auf dem obligatori­
sch~n Ahschlussseminar eine gesonderte Beratung 
stall. 

§ 4 Art des Studienangebots und Gebühren 

D,lS Interdisziplinäre Fernstudium Peace Studies ist ein 
Weilerbildungsstudium; insofern ist es seitens der Studie­
renden gebührenpflichtig. Die Höhe der GebUhren wird 
gesondert festgelegt. 

Teil 11 Dauer, Struktur und Aufbau des Studiums 

§ 5	 Dauer des Studiums 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt sechs Semester. 
Der Studiengang wird zum Wintersemester 2011112 
eingestellt. Alle Studierenden mUssen den Studien­
gang bis zu diesem Zeitpunkt abgesehlossen habeil. 

(2) FOr die Messung der Studienleistung wird ein 
Credit-Point-System eingefilhrt, das sieh um furope­
al1-Credit-Transfer-System (ECTS) orientiert. Ein 
Credit entspricht einer durchschnittlichen zeitlichen 
Arheitsbelastung von 30 Stunden. Credit Points kön­
nen nur in Zusammenhang mit bestandenen Prüfungen 
vergeben werden. Mit dem ertolgreichen Studienab­
schluss werden insgesamt 90 Credit Points erworben. 
Dies entspricht einer tatsächliehen Arbeitsleistung von 
insgesnmt 2.700 Stunden. Die Studieninhalte sind so 
auszuwällien und zu begrenzen, dnss das Studium in 
der vorgegebenen Zeit abgeschlossen werden kann. 

§ 6	 Struktur des Studiums 

(I) Das Studium umfasst eine Einfilhrungsphase, 
seehs Lehrmodule und eine Abschlussphase. 

(2) Die Einfuhrungsphase beinhaltet eilllllindestens 
zweitägiges Pflichtseminar. Für die erfolgreiche Teil­
nahme wird I Credit Point vergeben. 

(3) Nach 'feilnahme an dem Seminar strukturieren 
die tolgenden sechs Module a 12 Credit Points das 
Studium: 

Modul I: Einftihrung in die Friedenswissensehaft 
Modul 2: Gewalt~ und Konflikttheorien 
Modul3: Friedenstheorien 

Modul 4: Aktuelle Kontliktlinien 
Modul 5: Organisationen und Verwaltung in KOl1nikt~
 

lInd Friedensprozessen
 
Modul 6: Methoden und Verfllhren der Konlliktbear­

beitung
 

(4) Die Module I bis 5 werden jeweils einmal im 
Studienjahr angeboten, je ein Modul soll innerhalb ei­
nes Semesters absolviert werden. Die erfolgrell.:be 
Teilnahme an den Modulen I bis 3 ist Voraussetzung 
für das Studium der Module 4 bis 6. Das Modul 6 
kann semesterunabhängig belegt werden. 

(5) Das Studium wird beendet mit der Abschluss­
phase, die aus einem mindestens zweitägigem Pnieht­
seminar (1 Credit Point), der ertolgreichen Erstellung 
der Masterarbeit (12 Credit Points) und der erfolgrei~ 

ehen mündlichen Abschlussprllfung (4 Credit Poinls) 
besteht. 

§ 7	 Aufb.au des Studiums 

(') Der Masterstudiengang Peace Studies wird als 
Teilzcit-Studium angeboten, er umfasst Fernstlldicn­
und Prfisenzphasen. 

(2) Die überwiegende Vermittlungsform im Stu­
diengang sind Studiellbriete, die als Lehrmaterial tlir 
das Fernstudium entwickelt wurden. 

(3) Daneben muss jede/~r Studierende an mindes­
tens drei Präsenzseminaren teilnehmen: am Einfüh­
rungs- und I\bschlussseminar sowie an einem W,lhl­
pflichtseminar in Modul 6. Die Präsenzseminare hein­
halten in der Regel: Vorlesungen, interdisziplinlIre 
Arbeitsgruppen, Pro.icktarbeit l1l1d Fallstudien. 

(4) Weitere Lernformen sind c·learning, Prilktika, 
On Iine-A rbeitsgnl ppen. 

§ 8	 Zusotzbeiegungen 

(I) Üher die im Studium gerorderten ßelegungen 
und Studienleistungen hinaus können weitere Kurse 
und Prfisenzseminare wahlweise belegt werden. 

(2) l-lierzu können au eh Präsenzvcranstaltungen 
anderer Hochschulen des Landes und darüber hinaus 
gehören, die von Lehrenden des MastersludiulllS flll­
geboten werden. 

(3) Dnriiber hinalls besteht die Möglichkeit, über 
eine gesonderte Einsebreibung in den Akfldcmicstu· 
dien der FernUniversität Sllldienbriele anderer Slu M 

dicngänge der FernUniversitfit zu belegen. 

(4) Kosten für die Wahlbelegungen werden ggt: ge­
sondert erhoben. 

§ 9 Anrechnung von Studienleistungen 

(I) Der Geschäftsftlhrende PrOfungsausschl1s~ kann 
den Studierenden nuf Antrag bei Nachweis gleichwer­
tiger Leistungen Teile des Studiums erlassen. 

(2) Nm bei Anrechnung gllilzer Module kann der 
GeschäHs1Uhrende Prüfungsausschuss im Einzelfall 
Gebühren erlassen. 

(3) Die Studierenden haben dem GeschäHstlihrcn­
den Prüfungsau5..'ichuss vor Studienbeginn die 11ir die 
Anrechnung notwendigen Unterlagen heizubringcn. 
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(4) Studienleistungen, die während des Studiums 
erbraeht werden, k.önnen aueh zu einem späteren Zeit­
punkt angereehnet werden. 

§ 10 Unterbrechung des Studiums 

(1) Der Masterstudiengang kann einmalig auf An~ 

trag an den GesehäftsfUhrcnden PrUfungsaussehuss fUr 
I:in Jahr unterbroehen werden. 

(2) Nehen einer einjährigen Unterbreehung des 
Studiums kann naeh Absolvienmg aller ModulprUftln~ 

gen eine hl'Jlbjtihrige Unterbreehung vor der Al1mel~ 

dung zur Masterthesis erfolgen. 

(3) ~ 5 Abs. I, Sätze 2 und 3 hleiben unherührt. 

Teil III Prüfungsleistungen, Zeugnisse, Zertifikate 

§ 11 Art der Studienleislungen 

Für die Vergabe des Masterabschlusses mUssen die Studie­
renden folgende Leistungen erbringen: 

'I'cilmlhme am Einführungsseminar, nachgewiesen 
durch Teilnahmesehein; 

Erfolgreiehe Bearbeitung der sechs Lehnnodule: dies 
beinhaltet den Erwerb der modulzugehörigen Leistungs­
nachweise; 

'J'eilnahme am Absehlussseminar, naehgewiesen durch 
Teilnilhmesehein; 

Erfolgreiche Erstellung der Masterthesis; 
Erfolgreiches ßestehen der mündliehen Abschlussprü­

fung. 

§ 12 Leistungsnachweise 

(I) Für jedes Modul ist ein Leistungsnaehweis zu 
erbringen. Dieser kann zusammengesetzt sein aus Teil­
kisttlngen. 

(2) Die Leistungsnaehweise werden i. d. R. in form 
von schritlliehen Einsendearbeiten, Hausarbeiten, 
sehritllieh ausgearbeiteten Referaten oder milndliehen 
Prüfungen erbraeht. 

(3) Oer GesehäftstUhrende Prüfungsuussehllss legt 
gesondert fest, in weleher Form ein Lcistllngsnaehweis 
für ein Modul zu erbringen ist. 

(4) Einsendearbeiten dienen der aktiven Auseinan­
dersetzung mit dem Lehrstoff eines Moduls und der 
Einübung des schriftlichen Formulierens wiehtiger 
Sachverhalte. Sie haben i.d.R. einen Umfang von 8 bis 
15 Textseilen ä. 2.500 Zeichen. Einsendearbeiten sol· 
J~n selbständig und innerhalb von 22 Wochen nach 
der Zusendung des Studienmaterillis des Moduls ver­
l~lsst und eingesandt werden. 

(5) Eine Hausarbeit ist eine umtassendere theoreti­
sche oder praxisorientierte wissenschaftliche Studie, in 
der sich die Studierenden wissenschaftlieh mit den lnw 

hillten eines Moduls auseinandersetzen. Sie hat einen 
Umfang von Ld.R. 30 Textseiten a2.500 Zeiehen. Die 
eigenständige Th~menwahl und Literaturrecherche in 
Abstimmung mit d~m/der Betreuer/-in ist Bestandteil 
der Arbeit. Die Hausarbeit dient der Vorhereitung der 
Studierenden auf die Abschlussarbeit. Die Hausarbeit 
soll innerhalb von 22 Wochen nach der Zusendung 
des Studienmaterials fertig gestellt und eingesandt 
werden. 

(6) Im Rahmen VOll Pr~s~nzveranstaltungen oder 

Exkursionen können die Stl\dier~nden Vorträge zu ei­
nem vorgegebenen Thema halten. Hier lernen die Stu­
dierenden, wiehtige Saehverhalte tlbersiehtlieb zu­
sammenzufassen lind mündlieh Uberzeugend vorzutra­
gen. Wird ~in Reterat zu einer Präsenzveranstaltung 
im Rahmen eines Moduls gehalten und sehriftlieh 
ausgearheitet, kann dies als Äquivalent zu ~jn~r Haus­
arbeit gewertet werden. 

(7) In münd liehen Modulprüfungen erörtern die 
Studierenden die Inhalte eines Moduls ulld relleklie­
ren diese in Bezug auf im Studium erworhene Kennt­
nisse sowie ihre praktisehe Relevanz. Die mündliche 
Präsentation dient auch der Eillllbung und Darstellung 
kommunikativer Kompetenzen. Eine mündliche Prll­
fung datIert 30 bis maximal 45 Minuten, 

(8) AJle sehriftliehen Prllfungen werden von einer 
Prü1hin oder einem Prüfer hewertet. Oie Bewertung 
wird der Kandidatin bzw. dem Kandidaten sptHestcns 
8 Woehen nach Abgabe mitgeteilt. Alle mündlichen 
Prüfungen werden von einem Proter bzw. einer Prüfew 

rin und einem Beisitzer hzw. einer Beisitzerin nbge­
nommen. Die wesentlichen Gegenstände und Ergeb­
nisse werden prolokollierl, das Ergehnis der Prüfung 
der Kandidatin bzw. dem Kandidaten im Anschluss lln 
die Prüfung mitgeteilt. 

(9) Oie genauen Modalitäten der ModulprUftmgen 
regelt der Gesehäftstlihrende Prüfungsaussehuss. 

§ 13 Wiederholen von Leistnngsnachweisen 

(I) Ist das Ergebnis einer ModulteilprUfung oder 
eines Leistungsnachweises schleehter als ausreichend, 
so können diese Prüfungen innerhalb eines Jahres 
naeh Bekanntgabe der Note jeweils einmal wiederhol! 
werden. In begrUndeten Ausnahmefallen kann diese 
Frist durch den GeschäftstUhrenden Pri"lfungsuus­
sehuss verlängert werden. 

(2) Für die Wiederholung von Prüfungen wird eine 
zusätzliche Geblihr erhoben. 

(3) Bestandene Leistungsnl'Jehweise könncn nicht 
wiederholt werden. 

§ 14 Schriftliche Master.rbei! 

(I) Die Studierenden sollen in einer schriftliehen 
Masterarbeit ihre faehliehe Kompetenz unter Beweis 
stellen. Die Arbeit kann als theoretisehe oder praxis­
orientierte Studie abgefasst werden. 

(2) Sie kann in ein~r möglichst multidisziplinär zu­
sammengesetzten Gruppe von bis zu drei Studierenden 
crarbeitet werden. Die individuellen Anteile mUsscn 
klar erkennbar sein. Näheres regelt der Geschiiftsrilh­
rende Pri.lfungsaussehuss. 

(3) Die Anmeldung zur Mastemrheit ist möglich, 
wenn insgesamt tolgende Leistungen ertolgreich cr­
brndlt worden sind: Nachweis der Leistungsnaehweise 
der Module I bis 4 und 6 lind Naehweis der Teilnah­
mebescheinigungen des EinfUhrungs- und Ahsehluss­
seminars. 

(4) Das Thema der Masterarbeit ist der Kandidatin 
oder dem Kandidaten schriftlich aber d~n Geschäfts­
filhrenden Prllfl..lngsnussehuss mitzuteilen. Die Kandi­
datin bzw. der Kandidat kann Themenwünsche üu­
ßern. Das Thema der Masterarheit kann nur ~il1lllal 

- 3 ­



L111d nur innerhalb des ersten Monats der ßearbei­
tungszeit zurückgegeben werden. 

§ 16 Wiederholen von MasterprUfungen 
(5) Die Musterarbeit wird von den in dcr friedens­
wissenschatllichen Lehre tätigen Dozentinnen und 
Dozenten an der FernUniversität in Hagcn und den 
Prüfenden ausgegeben und betrellt. 

(6) Die Masterarbeit muss innerhalb von 12 Wo­
chen nach der Anmeldung fertig gestellt werden. In 
begründeten Allsnahmefällen kunn der Geschäftsflih~ 

rende Prllfungsausschuss auf Antrag eine Verlange­
nmg gewähren. 

(7) Die Masternrbeit soll bei einer Einzelarbeit in 
der Regel einen Umfang von 60 Seiten bei ca. 2.500 
Zeichen pro Seite haben. Sie ist in doppelter Ausferti­
gung einzureichen. 

(8) Der Masterarbeit ist eine Versicherung der 
Kandidatin bzw. des Kandidaten beizufügen, dass sie 
oder er die Arbeit selbstständig verfasst und keine an­
deren als die angegebenen Quellen benutzt hat. Die 
Stellen der Arbeit, die anderen Werken dem Wortlaut 
oder dem Sinn nach entnommen sind, müssen in .ie~ 

dem Fall unter Angabe der Quelle als Zitat oder Ent­
lehnung kenntlich gemacht werden. Die Versicherung 
selbstständiger Arbeit ist auch flIr gelieferte Zeich­
nungen, Skizzen oder graphische Darstellungen ab­
zugeben. 

(9) Die Masterarbeit ist von zwei Prüfenden zu be­
gutachten und zu bewerten. Die Prüfenden werden 
gem. § 24 bestimmt. Die einzelne Bewertung ist ge­
milU * I'J vorzunehmen und schriftlieh zu begründen. 
Die ßewertung der Masterarbeit sollte den Studieren­
den spätestens zwölf Woehen naeh Abgabe mitgeteilt 
werden. 

§ 15 Mündliche Abschlussprüfung 

(I) Die Abschlussprüfung ist eine mündliche Aus­
sprache und Diskussion über die schriftliehe Master­
arbeit und inhaltlich angrenzende Themen des Studi­
ums. 

(2) Die Studierenden sollen unter anderem ihre Fä­
higkeit unter Beweis stellen, Wissen und Arbeitser­
gehnisse zu prasentieren sowie gegenüber kritischen 
Nachfragen zu verteidigen. 

(3) Die Dauer der Prü1\mg beträgt 30 - 45 Minuten 
je Teilnehmer/-in. 

(4) Voraussetzung tllr die Anmeldung zur mündli­
chen Abschlussprüfung ist das Erbringen aller erfor­
derlichen Studien- und Pri.\fungsleistungen und die 
Mitteilung über das Bestehen der Masterarbeit. 

(5) Der Termin für die mündliche Abschlussprti­
flmg soll vier Wochen und muss spätestens zwei Wo~ 

ehen vor der Prüfung der Kandidatin bzw. dem Kan~ 

didaten bekannt gegeben werden. 

(6) Die mündliche Abschlussprüfung wird von zwei 
Prllfenden abgenommen, wovon mindestens eine/r 
Gutachtende/r der sehriftlichen Musterarbeit ist. 

(7) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse 
der mOndlichen PrUfung werden in einem Protokoll 
festgehalten. Das Ergebnis der PrOfung wird der Kan~ 

didatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die 
mündliche Prüfung bekannt gegeben. 

(1) Ist das Ergebnis der schriftlichen Masterarbeit 
oder der mündlichen Abschlussprüfung schlechter als 
ausreichend, so können diese Prni'ungell innerhalb ei­
nes Jahres nach Bekanntgabe der Note jeweils cillmlll 
wiederholt werden. In begründeten AusnahmeHWcll 
kann diese Frist durch den Geschäftsflihrenden Prü­
fungsausschuss verlängert werden. 

(2) Für die Wiederholung der MasterprüfungeIl 
wird eine zusätzliche Gebühr erhoben. 

(3) ßestandene Masterprllfungen können nicht 
wiederholt werden. 

§ 17 Abschlussart Uild Zeugnisse 

(1) Über die erfolgreiche Teilnahme am Studium 
wird nach Bestehen der Abschlussprütlll1g ein Master­
zeugnis ausgestellt. Es wird vom Dekall hzw. der De~ 

kanin der Fakultät Kultur- und Sozialwissenschaften 
der FernUniversität in Hllgen und dem/-r Vorsitzenden 
der Studiengangs- und Prüfungskommission unter­
schrieben und ist mit dem Siegel der Fakultät Kultur­
und Sozialwissenschaften der FernUniversität in I-Ill­
gen versehen. Es enthält eine Auflistung der belegtcn 
Module, das Thema der Mastemrbeit, die jeweiligen 
Noten der mündlichen Abschlussprüfung, der Master­
arbeit sowie die Endnote (§ 19, Abs. 3). Die Ausstc1~ 

lung erfolgt im Regelfhll innerhalb von acht Wochen 
naeh Bestehen der münd liehen AbsehlussprOfung. 

(2) Mit dem Zeugnis wird von der Fakultiit Kultur­
und Sozialwissensehaften eine Urkunde mit der Ver­
leihung des akademisehen Grades 11Master 01' Peace 
Studies", versehen mit dem Siegel der Fakultät Kultur­
und Sozialwissensehaften der FernUniversiH1t in Hn· 
gen, ausgestellt. 

(3) Ist eine Prüfung endgÜltig nicht hestanden, so 
erteilt die bzw. der Vorsitzende der Studiengangs- und 
Prüfungskommission der Kandidatin bzw, dem Kan­
didaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Dieser 
Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu ver­
sehen. 

(4) Auf Antrng kanll eine schrifUiche Bescheini­
gung ausgestellt werden, die die erbraehten Leistungen 
und deren Noten sowie die zum Bestehen der Prüfung 
noch fehlenden Prüfungsleistungen nennt und erken· 
nen lässt, dass die Prüfung cndgUltig nicht bcslllnden 
ist. 

§ 18 Diplom. Supplement 

(I) Zusätzlich zum Zeugnis wird ein DiplOlnll 
Supplement in englischer Sprache ausgesLellt. Das 
Diploma Supplement enthält die Angaben, die VOll der 
Europäischen Union, dem Europarat und der 
UNESCO/CEFES empfohlen werden. 

(2) Das Diploma Supplement wird von der oder 
dem Vorsitzenden der Studiengangs- und Prüfungs­
kommission untersehrieben. Es trägt das Datum des 
Tages, an dem dic letzte Prüfungsleistung erbracht 
wurde. 
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Teil IV Bewertungsmaßstäbe, Täuschung und 
Ordnungsverstöße 

§ 19 Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die Noten für die Leistungs- und PrUfungs­
nachweise werden von den jeweiligen Prüfenden ver­
geben. Folgende Noten sind fiir die Bewertung der 
Eillsendearbeiten, Hausarbeiten, Referate, der Master­
arbeit und der mündlichen Abschlussprllfung zu va· 
wenden: 

Punkte Note ECTS-grades 
95 - 100 ~ 1,0 (ausgezeichnet) ~ A (excellenl) 
90-94 ~ 1,3 (ausgezeichnet) ~ A (excellent) 
R5 - R9 ~ 1,7 (schrgut) ~ ß (very good) 
RO - R4 ~ 2,0 (glll) ~ C (good) 
75 -79 ~ 2,3 (glll) ~ C (good) 
70 -74 ~ 2,7 (glll) ~ C (good) 
65- 69 ~ 3,1 (belhedigend) = D (satisfactory) 
60-64 ~ 3,3 (belricdigcnd) ~ D (satisfaclory) 
55 - 59 = 3,7 (ausreichend) = E (sufticienl) 
50 - 54 = 4,0 (nusreichend) = E (su11icient) 
bis 49 = 5,0 (nicht ausreichend) ~ F (failed) 

Eine nicht ausreichende Leistung gilt als nicht bestanden, 
dies gilt auch für Modulteilprilfungen. 

(2) Wird aus EinzeJbewertungen eine Gesamtbe­
wertung erreehnet. .so lautet die Endnote: 

Note ECTS-grades 
1.0 bis 1,5: = ausgezeichnet ~ i\ ( exeellent) 
1.6 bis 2,0: = sehr gut ~ B (very good) 
2.1 bis 3,0: = gut ~ C (good) 
3, I his 3,5: = befriedigend = D (srnisfactory) 
3,(J bis 4,0: = ausreichend = E (sufticient) 
4, I bis 5,0: = nicht ausreichend ~ F (failed) 

Es wird nur die erste Dezimalstelle nach dem Komma be­
rüeksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung 
gestrichen. Die Einzelbewertungen werden einzeln im 
7.eugnis ausgewiesen. 

(3) Die Endnote tUr den Mastcrabschluss wird <lUS 

den Nolen tur die sechs Module, tlir die mUndliehe 
AbschlussprUfung und für die Masterarbcit errechnet. 
Dabei flief~t der Mittelwert der Modulprllfungsleistun~ 

gen zu 50%, die Masterarbeit zu 40% und die mUndli­
che Abschlussprüfung mit 10% in die Gesamtnote ein. 

§ 20 Versäumnis. Rücktritt1 Täuschung 

(I) Eine PrOfungsleistung gilt als mit "nicht ausrei~ 

chend" bewertet, wenn die Kandidatin bzw. der Kan­
didat einen Prüfungstermin ohne triftigen Grund ver­
säumt odcr wenn sie bzw. er naeh Beginn der Prllfung 
ohne triftige Grllnde von der Prüfung zurücktritt. 

(2) Oie flir den Rücktritt oder das Versäumnis gel­
tcnd gemachten GrUnde müssen dem GeschätlsfUhren­
den Pri1fungsaussehuss unverzllglich schriftlieh ange­
zeigt l1l1d glaubhaft gemacht werden. Erkennt der Ge­
schäftsführende IJrUfungsausschuss die Gründe ftll. 

wird ein neuer Prüfungstermin festgesetzt. 

(3) Versueht die Kandidatin oder der Kandidat das 
Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Tliusehung, 
z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu be­
einflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als 

mit "nicht ausreiehend" bewertet. Die Feststellung 
wird von der jeweiligen Prllferin bzw. dem jeweiligen 
Prüfer getroffen und aktenkundig gemacht. ßei mehr­
facher Täuschung kann die Exmatrikulation ausgl.:~ 

sprochen werden. 

(4) Ein/-e Kandidat/-in, der/die den ordnungsgemä­
ßen Ablfluf der PrOthng stört, kann von dem/der jewei­
ligen AufsichtsfUhrenden nach Abmahnung VOll der 
Fortsetzung der Prüfungsleistullg ausgeschlossen wer­
den. In diesem Fall gilt die betreffende Prllf'ungsleis­
tung als mit "nicht ausreichend" bewertet. Die Gründe 
JUr den Aussehluss sind aktenkundig zu machen. 

(5) Die Kandidatin bzw. der Kandidat kann inncr­
hfllb von zwci Wochen nach schrilllicher Mitteilung 
verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 und 4 
von der Studiengangs~ und Prnfullgskommission 
i.lberprüft werden. Belastende Entscheidungen sind dcr 
Kandidatin bzw. dem Kandidaten unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. zu begründcn und mil einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Ent­
scheidung ist der Kandidatin bzw. dem Kandidaten 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 21 Einsicht in die Prüfungsßkte 

(I) Nach Abschluss des PrüfungsverJilhrens wird 
der Kandidatin bzw, dem Kandidaten flUt' Antrag Ein­
sicht in ihre/seine schriftlichen PrLifungsarbeiten, die 
darauf bezogenen Gutachten der Prlller/-innen und 
Prlifungsprotokolle gewährt. 

(2) Ocr Antrag ist binnen eines Monats naeh Aus­
hjndigung des Prnfungszeugnisses bei dem GeschMts­
iUhrenden Prüfungsausschuss einzureichen. Die bzw. 
der Vorsitzende des Geschäftsführenden Pl'üfungs<llls­
sellUsses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

Teil V Organe 

§ 22 StudiengRngs- und Prüfungskommission 

(I) Auf Vorsl.:hlag des Vorstands des Instituts Frie­
den und Demokratie wählt dcr Falniltätsrat der Fakul~ 

Hit Kultur- und Sozialwissenschaften der FernUniver­
sität in Hagen die Mitglieder der Studiengangs- und 
Prüfungskommission. Die Studiengangs- lind IJr(l­
fungskommission besteht aus der oder dem VorsitZl.:ll­
den, der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter lind 
fünf weiteren Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, 
die Stellvertreterin oder der Stellvertreter lind zwei 
weitere Mitglieder wcrdcn aus der Gruppe der IJoch­
sellUllehrerinnen und Hochschullehrer, zwei Mitglie­
der werden aus der Gruppe der wissenschaHlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und ein Mitglied 
wird aus der Gruppe der Studiercnden gewählt. Als 
weiterc Mitglieder können auch externe Experten/­
innen aus dem Bereieh der Friedenswissensehaft ge­
w1ihlt oder kooptiert werden. 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder der Studiengangs 
und Prüfungskommission aus der Gruppe der I-Ioch­
schullehrerinnen und Hochschullehrer betrHgl drei 
Jabre, dic Amtszeit der übrigen Mitglieder ein .lahr. 
Wiederwahl ist zulässig. 

(3) Die Studiengangs- lind Prüfungskolllmission 
gibt sich eine Geschäftsordnung. Sie wählt einen Ge­
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schäftsfUhrenden Prüfungsausschuss. 

(4) Die Studiengangs~ und Prüfungskommission isl 
tlir die Organisation und Durchfilhrung der Modulab­
schluss- wie der Masterprüfungen verantwortlich. Sie 
achtet darallt~ dass die Bestimmungcn der Prüfungs­
ordnung eingehalten werden und sorgt für die ord­
llungsgemäße DurchfUhrung der Prilfungcn, Zur Steu~ 

erung des Masterstudiengangs und zur Regdung des 
Prlifungsablaufs und der Auswahl der Prütendcn er­
Hisst sie Richtlinien. Sie ist insbesondere zuständig tlir 
die Entscheidung über WidersprUche gegen in Prü­
f'llilgsverfahren getroffene Entscheidungen. 

(5) Die Studicngangs- und Prüfungskommission ist 
beschlussHthig, wenn neben der oder dem Vorsitzen­
den oder der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter 
mindestens drei weitere Mitglieder anwesend sind. Sie 
bcschlier~t mit der Mehrheit der anwesenden Mitglie­
der. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
der bzw. des Vorsitzenden. Die studentisehen Mitglie­
der der Studiengangs- und PrUtLmgskommission wir­
ken nicllt mit bei der ßeurteilung, Anerkennung oder 
Anreehnung von Studien- lind PrOtungsleistungell, der 
Festlegung von Prutungsaufgahen und dcr Bestellung 
von Pl'üferinnen oder Prüfern und Beisitzerinnen oder 
Beisitzern. 

(6) Die Sitzungen der Studiengangs. und Prüfungs­
kommission sind nicht öffentlich. 1hre Mitglieder un­
terliegen der Amtsverschwiegenheit. 

§ 23 Geschäftsführender Prüfungsausschuss 

(I) Dem Geschtlfrsfl.lhrenden Prüfungsausschuss 
gehören drei von der Studiengangs- und PrOfungs­
kommission gewählte Mitglieder an, darunter muss 
der/die Direktor/-in des Instituts lUr Frieden und De­
mokratit: ~eill. 

(2) Der Geschäftsführende Prüfungsaussehuss ga­
rantiert eine ordnungsgemäße DurchfUhrung des Stu­
dien betriebes. Er handelt entsprechend den Richtlinicn 
der Studiengangs- und Prüfungskommission und legt 
jährlieh einen Reehensehaftsbericht vor. 

(3) Der GeschäftsfUhrende PrOfungsaussehuss ent­
scheidet über die Studicnzulassungen gemäß §2, die 
Anrccbnung von Studien leistungen nach §9, setzt dic 
Termine für die Prüfungen fest und beaufsichtigt die 
Erstellung und Korrektur der Modulabschlussarbeitcn. 

(4) Der Gcschäftsfllhrende Prilfungsaussehuss be­
stellt die Prüfenden für die Modulprüfungen lind die 
Masterprüfung noch den Riehtlinien der Studiengangs­
lInd Prüfungskommission. 

§ 24 Prüfende 

(I) Zum Prüfenden darf nur bcstellt werden, wer 
die Voraussetzungen des § 65 Abs. I HG erflllit und 
insbesondere über einschlägige fricdenswissensehaft­
liche Kenntnisse verfügt. 

(2) Die Prüfenden und Beisitzendcn unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im Öffentli­
chen Dienst stehen, sind sie zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. 

(3) Die Masterarbeit wird Ld.R. von mindestens ei­
ner Gutaehterin bzw. einem Gutachter bctrcut, die 
I-1ochschullehrerin bzw. der Hoehsehullehrer oder Pri­

vatdozent/-in ist. 

(4) Die mündliche Mastcfflbschlussprüfung wird 
i.d,R. vor mindestens einer PrUferin bzw. einem Prüfer 
erhraeht, die Hochschullehrerin bzw. der Hochschul­
lehrer oder Privatdozent/-in ist. 

(5) Die Prllfenden sind in ihrer PrOfimgsHitigkeit 
unabhängig. 

(6) Der Geschäftstllhrende Prüfungsausschuss sorgt 
dafilr, dass den Studierenden die Nrllncn der Prüfen­
dcn rechtzeitig mindestens zwei Wochen vor dem 
Termin der jeweiligen Prüfung bekannt gegeben wer­
den. 

Teil VI SchIussbeslimmuugeu 

§ 25 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

Diese Protungsordnung tritt am Tage nueh ihrer Veröffentli­
chung in den Amtliehen Mitteilungen der FernUniversität in 
Hagcn in Kraft. Ausgetertigt und genehmigt autgrund des 
Eilentseheids der Prodekan in der Fakultätsrats Kultl1l'~ und 
Sozialwissenschaften vom 06.02.2008 und des Rektorats eier 
rernUniversiutt in Hagcn vom 19.02.008. 

Hagen, den 27.Februar 2008 

Der Dekan der Fakultät Kultur- und
 
Sozialwissensehaften der f'ernUniversittit in
 

Hagen
 

gez. 

Univ.-Prof. Dr. Martin Huber 
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